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 A. Amtliche Texte

Verordnungen

175	 Verordnung zur Änderung der  
	 Verordnung zu Quarantänemaßnahmen  
	 für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung  
	 des Coronavirus

Vom 17. Juli 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit §§  28, 
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und 73a Absatz 1a Nr. 24 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20.  Juli 2000 (BGBl.  I 
S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 bis 3 des Ge-
setzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), verordnet 
die Landesregierung:

Artikel 1
§ 3 der Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- 
und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 
vom 12.  Juni 2020 (Amtsbl. I S. 438), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Juli 2020 
(Amtbl. I. S. 586), wird wie folgt geändert:
1.	 § 3 Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:
	 (2) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Per-

sonen,
1.	 die über ein ärztliches Zeugnis in deutscher, 

französischer oder in englischer Sprache ver-
fügen, welches bestätigt, dass keine Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden 
sind, und dieses der zuständigen Behörde auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen. Das ärzt-
liche Zeugnis nach Satz 1 muss sich auf eine 
molekularbiologische Testung auf das Vor-
liegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem 
sonstigen durch das Robert Koch-Institut ver-
öffentlichten Staat durchgeführt und höchstens 
48 Stunden vor Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden ist. Das 
ärztliche Zeugnis nach Satz 1 ist für mindes-
tens 14 Tage nach Einreise aufzubewahren,

2.	 die täglich oder für bis zu 5 Tage zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst in das Bundesgebiet 
einreisen,

3.	 die sich weniger als 72 Stunden in einem Ri-
sikogebiet nach § 1 Abs. 4 aufgehalten haben 
oder Personen, die einen sonstigen triftigen 
Reisegrund haben; hierzu zählen insbesondere 
soziale Aspekte wie etwa ein geteiltes Sorge-
recht, der Besuch des nicht unter dem gleichen 
Dach wohnenden Lebenspartners, dringende 
medizinische Behandlungen oder Beistand 
oder Pflege schutzbedürftiger Personen sowie 
Ausbildungs- oder Studienzwecke.

2. 	 In § 5 Ziffer 7 wird das Wort „Satz“ durch „Num-
mer“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.
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